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Richtlinie der Stadt Hamm zur Förderung von Projekten im Rahmen 

des Programms „Ehrenamt im Kontext Prävention“ 
 

Das Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration des 
Landes NRW (MKJFGFI) hat eine neue Richtlinie zur Förderung der Kommunalen 
Integrationszentren (KI) veröffentlicht. Bestandteil dieser Richtlinie sind auch die 
Rahmenbedingungen für das Ehrenamt im Kontext Prävention. Mit den Fördermitteln 
möchte das Kommunale Integrationszentrum ehrenamtliche Aktivitäten unterstützen, die 
die gesellschaftliche Teilhabe von geflüchteten und neueingewanderten Menschen 
stärken und präventiv gegen Ausgrenzung und Extremismus wirken. Gefördert werden 
insbesondere Maßnahmen der Primärprävention zur Stärkung von Resilienz und 
gesellschaftlicher Teilhabe. 

Detaillierte Informationen finden Sie in der offiziellen Richtlinie zur Förderung Kommunaler 
Integrationszentren und in den Rahmenbedingungen zum Ehrenamt im Kontext 
Prävention. 

1. Förderziel 
 

Die Stadt Hamm fördert Maßnahmen zur Stärkung des ehrenamtlichen Engagements in 
der Integrationsarbeit mit präventivem Ansatz. Folgende Ziele werden angestrebt:  

 Stärkung von Teilhabe und gesellschaftlichem Zusammenhalt 
 Prävention von Radikalisierung 
 Förderung demokratischer Werte 
 Unterstützung ehrenamtlicher Strukturen  
 Stärkung der Selbstbestimmung und Eigenverantwortung von Zugewanderten 

durch gezielte Empowerment-Maßnahmen 

2. Gegenstand der Förderung 
 

Förderfähige Maßnahmen sind: 
 
Baustein 1 – Betrieb von Bildungs- und Begegnungsstätten für Geflüchtete und 
Neueingewanderte, auch im Umfeld von Unterkünften  

 1.1 Anteiliger Zuschuss zu laufenden Betriebskosten von Bildungs- und     
      Begegnungsstätten für Geflüchtete und Neueingewanderte.                                     
      Eine Förderung kann nur in begründeten Ausnahmefällen erfolgen: 

o bei Neugründung einer Begegnunsstätte 
o bei Angeboten im unmittelbaren Umfeld von Unterkünften 
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o bei einem besonderen integrationsbezogenen oder 
präventionsbezogenen Bedarf  

      Förderfähige Bildungs- und Begegnungsstätten müssen zu mindestens                    
      33 Prozent der gesamten Nutzungszeiten für den Bereich Integration von    
      Geflüchteten und Neueingewanderten verwendet werden.                                          
      Die maximale Fördersumme beträgt 400 €.      

 1.2 Sachausgaben im Sinne des Zuwendungszweckes. Hierzu gehören Lern-  
     und Betätigungsmaterial wie z.B. Einrichtung kleiner Spiel- und  
     Freizeitbereiche, Tischtennisplatte mit Zubehör, Koch- und Esszubehör,  
     Material und Ausstattungsgegenstände für kulturelle (nicht professionelle)  
     Beschäftigungen und Begegnungen, (z.B. einfache  
      Perkussionsinstrumente, Keyboard, Malutensilien, Bücher etc.),  
     Werkzeuge und Zubehör für handwerkliche (nicht professionelle    

                   bzw. arbeitsmarktbezogene) Beschäftigungen, Büroräume (nur bei  
                 Notwendigkeit für den Betrieb) 

 
  

Baustein 2 - Maßnahmen des Zusammenkommens, der Orientierung und 
Begleitung 

 2.1 Sachausgaben für ehrenamtliche Begleitungsmaßnahmen von    
     Neueingewanderten und Geflüchteten z.B. zu Institutionen und  
     Freizeitangeboten sowie niederschwellige Unterstützungsangebote im Alttag  
    (Pauschale: 20 € je Begleitung)   

 2.2 Sachausgaben für Maßnahmen des Zusammenkommens und der  
    Orientierung wie z.B. niedrigschwellige Sprach- und Lesegruppen, Angebote  
    zur Kontaktaufnahme zu Institutionen und Ansprechpersonen vor Ort,  
    Angebote u.a. über das Zusammenleben in Deutschland, Angebote zur  
    Freizeitbeschäftigung und Freizeitgestaltgung, Angebote zum interkulturellen  
    und interreligiösen Dialog einschließlich niedrigschwelliger Angebote gegen  
    Menschenfeindlichkeit und Diskriminierung 
 

Baustein 3 - Maßnahmen zur Informations- und Wissensvermittlung 

 3.1 Sachausgaben für die Öffentlichkeitsarbeit wie z.B.                                     
      Maßnahmen zur Gewinnung Ehrenamtlicher (Erstellung und Druck von  
      Flyern, Broschüren Büchern etc.), (Online-)Werbeaktivitäten), Organisation  
      und Durchführung von Tagen der offenen Türen  

 3.2 Sachausgaben für die Webseiten und andere internetbasierte Angebote     
      (digitale Medien) wie z.B. die Erstellung und Erweiterung von Internetseiten     
      mit mehrsprachigen Seiten  

 3.3 Kosten für die Übersetzung von Printmedien und internetbasierten Medien     
      (Übersetzung von Flyern, mehrsprachigen Materialien, Broschüren oder  
      sonstigen Informationsangeboten) 
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Baustein 4 - Maßnahmen zur Förderung von Demokratiebildung 

 4.1 Mehrsprachige Informationen zum Parteiensystem, Wahlrecht und  
      Wahlablauf (Erstellung, Druck und Anschaffung) 

 4.2 Besuche und Führungen in lokalen Parlamenten innerhalb von NRW 
 4.3 Ausgaben im Rahmen von Veranstaltungen Rund um das Thema politische    

      Bildung wie z.B. Informationsveranstaltungen, Workshops, Projekte und  
      Schulungen zu Partizipationsformen im politischen System, Argumentations-  
      und Debattierwettbewerbe, Informationsveranstaltungen zu islamistischen  
      Ansprachen beispielsweise in sozialen Medien, Veranstaltungen zur  
      Prävention von extremistischen Ansprachen und politischen     
      Wissensvermittlung 

 

Baustein 5 - Maßnahmen zur Qualifizierung von ehrenamtlich Tätigen und zur 
Begleitung Ihrer Arbeit  

 5.1 Die Qualifizierung sowie die Supervision von ehrenamtlich tätigen Personen    
      erfolgt grundsätzlich zentral und trägerübergreifend durch das KI Hamm.  
      Entsprechende Schulungsbedarfe sind an das KI Hamm zu richten bzw. per    
      Interessenbekundung zu formulieren  

 5.2 Kosten für den persönlichen Austausch von ehrenamtlich tätigen Personen  
      z.B. Raummiete und angemessene Verpflegung   
 

3. Antragsberechtigung 

Antragsberechtigt sind juristische Personen mit Sitz oder Tätigkeit in Hamm. Hierzu 
zählen eingetragene Vereine, Wohlfahrtsverbände, Migrant*innenselbstorganisationen, 
Stiftungen, Religionsgemeinschaften, Bildungsträger, gemeinnützige GmbHs sowie 
vergleichbare Organisationen und Initiativen die gemeinnützige Zwecke verfolgen. Die 
Antragssteller müssen gemeinnützige Zwecke im Sinne der §§ 51 ff. Abgabenordnung 
(AO) verfolgen.  

Zuwendungsempfänger müssen sich zu den Werten der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung bekennen und ihr Handeln nach den Zielen des Grundgesetzes richten.                                                                                                                             

 

4. Fördergrundsätze und Voraussetzungen 

Die Bewertung der Förderanträge erfolgt auf Grundlage der in den Rahmenbedingungen 
zum Ehrenamt im Bereich Prävention bei den KI festgelegten Ziele und 
Einsatzmöglichkeiten. Es können ausschließlich Maßnahmen berücksichtigt werden, die 
diesen Vorgaben entsprechen. 
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Gefördert werden nur gemeinnützige Projekte und Maßnahmen, die nicht auf 
Gewinnerzielung ausgerichtet sind und ihre Wirkung in Hamm entfalten. Förderzusagen 
gelten ausschließlich für das Jahr der Antragstellung; das Projekt muss innerhalb dieses 
Zeitraums begonnen und abgeschlossen werden. 

Bei allen Ankommenstreffpunkten, Berichten, Dokumentationen und Veröffentlichungen 
des Projektes ist der Hinweis aufzunehmen, dass die Maßnahme durch das Kommunale 
Integrationszentrum Hamm aus Mitteln des Landes Nordrhein-Westfalen (MKJFGFI und 
Ministerium für Schule und Bildung) gefördert wird bzw. gefördert worden ist. Dazu sind 
zum einen die autorisierten Logos der v.g. Ministerien und zum anderen das Logo des 
Kommunalen Integrationszentrums Hamm zu verwenden. Entsprechende Logos werden 
bei Bewilligung zur Verfügung gestellt. 

Eine Förderung erfolgt als Festbetragsfinanzierung und nur im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel. Die Gewährung von Fördermitteln ist ausgeschlossen, sofern die 
Maßnahme bereits gefördert wird. Somit soll eine Doppelförderung ausgeschlossen 
werden. Der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ist stets zu befolgen.  

Abhängig vom Tätigkeitsbereich der ehrenamtlich tätigen Person behält sich die 
zuständige Behörde vor, die Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses zu 
verlangen. 

Zuwendungen im Rahmen des Projektes Ehrenamt im Kontext Prävention bei den KI 
sind freiwillige, einmalige Leistungen. Ein Rechtsanspruch auf Fördermittel wird durch 
diese Richtlinie nicht begründet.  

Nicht förderfähig sind: 

 Projekte ohne präventiven Ansatz oder ohne Bezug zu Integration, Teilhabe oder 
Resilienzförderung 

 Projekte mit geringer Teilnehmerresonanz (i.d.R. unter 12 Personen)  
 Maßnahmen ohne Beitrag zur gesellschaftlichen Vielfalt 
 Ausstattung oder Ausgaben, die nicht projektbezogen oder nicht 

gemeinwohlorientiert sind 
 eigene Personalausgaben (auch für den laufenden Betrieb von Bildungs- und 

Begegnungsstätte), 
 Renovierung oder Ausstattung von Räumen (z.B. Möbel, Sanitäranlagen, Lager- 

und Nebenräumen), 
 berufsbezogene Sachausgaben (z.B. Werkbank zur Kompetenzfeststellung) 
 Bildungs- und Begegnungsstätten, die innerhalb der Landeserstaufnahmeeinrich-

tungen, der Zentralen Unterbringungseinrichtungen für die Erstaufnahme von  
Asylbewerbern und der Notunterkünfte, die im Auftrag des Landes betrieben 
werden, liegen, 

 private oder rein vereinsinterne Zwecke (z. B. Ausflüge ohne Bezug zum 
Förderziel) 

 Maßnahmen, die gegen gesetzliche Vorgaben oder Umweltauflagen verstoßen 
 Kosten für alkoholische Getränke und Tabakprodukte 
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5. Antragsverfahren                                                                                                                                                                   

Die Antragstellung erfolgt über ein Interessenbekundungsverfahren. Hierzu ist ein 
Antragsvordruck des KI Hamm zu verwenden. Die Auswahl erfolgt durch das KI Hamm. 
Maßnahmen dürfen erst nach Bewilligung beginnen. 

 

6. Weiterleitungsvertrag 

Nach der Förderentscheidung informierrt das KI Hamm die Antragstellenden.               
Der Weiterleitungsvertrag wird durch das Land NRW zur Verfügung gestellt und ist 
verpflichtend bei der Weiterleitung von Fördermitteln an Dritte zu verwenden. Erst nach 
erfolgter Unterzeichnung des Weiterleitungsvertrags durch die Antragstellenden können 
die entsprechenden Fördermittel abgerufen werden.  

 

                                                                                                                                                                                                                                                                
7. Mittelabruf 

Der Mittelabruf erfolgt über bereitgestellte Formulare auf der Webseite des Kommunalen 
Integrationszentrums Hamm.  

 

8. Verwendungsnachweis und Sachbericht 

Die Förderung ist zweckgebunden. Der*die Empfänger*in hat die zweckentsprechende 
Verwendung der Mittel nachzuweisen. Dazu ist die vom Kommunalen 
Integrationszentrum Hamm zur Verfügung gestellte Vorlage für den 
Verwendungsnachweis zu nutzen. Der Verwendungsnachweis ist zwei Monate nach 
dem Abschluss des Projektes einzureichen. Für Projekte, welche im Dezember 
stattfinden, gilt die Frist bis zum 31.01. des Folgejahres. Nicht zweckmäßig verwendete 
Mittel müssen nach entsprechender Aufforderung an die Stadt Hamm zurück 
überwiesen werden. Alle Belege sind nach Abschluss der Maßnahme für fünf Jahre 
aufzubewahren. 

 

9. Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am Tag Ihrer Veröffentlichung in Kraft und mit Ablauf des 
31.12.2028 außer Kraft. 


